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Satzung über die Errichtung und Benutzung von Obdachlosenunterkünften 

in der Stadt Obertshausen (Obdachlosensatzung) 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Obertshausen hat in ihrer Sitzung am 05.12.2024 

diese Satzung über die Errichtung und Benutzung von Obdachlosenunterkünften in der Stadt 

Obertshausen beschlossen, die auf folgende Rechtsgrundlagen gestützt wird: 

§§ 1 bis 5, § 9 und § 10 sowie und § 51 Nr.6 und 10 der Hessischen Gemeindeordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I 2005, 142), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93), in Verbindung mit § 1, § 2 und 

§ 10 des Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 2013 (GVBl. 

2013, 134), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582), 

sowie § 36 Absatz 1 und § 37 Absatz 1 des Ordnungswidrigkeitengesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

05.10.2021 (BGBl. I S. 4607) 

§1 Grundsatz 

(1) Zur vorübergehenden Unterbringung obdachloser Personen errichtet und unterhält die 

Stadt Obertshausen Obdachlosenunterkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Anstalten. Das 

Benutzungsverhältnis richtet sich nach den Bestimmungen des öffentlichen Rechts. Die 

Gebäude, die als Obdachlosenunterkünfte genutzt werden sollen, bestimmt der Magistrat. 

(2) Obdachlose Personen können jederzeit aus der Unterkunft herausgenommen werden, 

insbesondere wenn aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung die Umsetzung 

erforderlich wird oder Obdachlosigkeit nicht mehr vorliegt. 

§ 2 Begriffsbestimmung 

Obdachlos im Sinne dieser Satzung ist:  

1. Jede sesshafte Person, die ohne Unterkunft ist. 

2. Jede Person, welcher der Verlust ihrer ständigen oder vorübergehenden Unterkunft 

unmittelbar bevorsteht.  

3. Jede Person, deren Unterkunft nach objektiven Anforderungen derart unzureichend ist, 

dass sie keinen menschenwürdigen Schutz vor den Unbilden der Witterung bildet oder 

die Benutzung der Unterkunft mit Gefahren verbunden ist und die dabei nach ihren 

Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnissen sowie aus sonstigen Gründen 

nicht in der Lage ist, sich selbst und ihren engsten Angehörigen, mit denen sie 

gewöhnlich zusammenlebt (z.B. Ehegatte, Kinder), aus eigenen Kräften eine Unterkunft 

zu schaffen. 

§ 3 Obdachlosenunterkünfte 

Die Unterkünfte dienen in der Regel der vorübergehenden Unterbringung von Personen, die 

obdachlos sind oder obdachlos zu werden drohen und erkennbar nicht in der Lage sind, die 
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Obdachlosigkeit aus eigenen Kräften und mit eigenen Mitteln durch Beschaffung einer 

zumutbaren, anderweitigen Unterkunft zu beseitigen bzw. zu vermeiden. 

 

§ 4 Nutzungsverhältnis, Beginn und Ende der Einweisung 

(1) Obdachlose Personen werden durch schriftliche Einweisungsverfügung unter dem 

Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes in die Obdachlosenunterkunft eingewiesen. Die 

Obdachlosenunterkunft wird der obdachlosen Person von der Stadt zur Verfügung gestellt. 

Zwischen ihr und der obdachlosen Person besteht kein privates Rechtsverhältnis, 

insbesondere kein Mietverhältnis. Begründet wird ein öffentlich-rechtliches Verhältnis. 

Spätestens bei der Einweisung in die Obdachlosenunterkunft erhält die obdachlose Person die 

Einweisungsverfügung und die Zugangsmöglichkeit (Unterkunftsschlüssel bzw. Zugangschips 

in der Obdachlosenunterkunft Badstraße) gegen Empfangsbescheinigung. 

(2) Ein Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Obdachlosenunterkunft besteht nicht. Eine 

obdachlose Person kann jederzeit in einen anderen Raum oder eine andere 

Obdachlosenunterkunft verlegt werden. Sie hat keinen Anspruch auf eine alleinige Nutzung 

eines Raumes. Eine Gruppenunterkunft ist möglich. 

(3) Durch Einweisung und Aufnahme in eine Obdachlosenunterkunft ist jede obdachlose 

Person verpflichtet, die Bestimmungen dieser Satzung sowie der Benutzungsordnung zu 

beachten. 

(4) Wird die Unterkunft länger als zwei Nächte nicht in Anspruch genommen, so gilt sie ohne 

Anzeige der obdachlosen Person als geräumt und kann von der Stadt Obertshausen 

anderweitig belegt werden. Eingebrachte Sachen der eingewiesenen Personen werden für die 

Dauer von 3 Monaten ab der Räumung der Unterkunft von der Stadt Obertshausen verwahrt 

und anschließend verwertet bzw. vernichtet. Schadensersatzansprüche der obdachlosen 

Person sind ausgeschlossen. 

Bei geplantem längeren Aufenthalt außerhalb der Obdachlosenunterkunft (z. B. Krankenhaus 

oder andere Abwesenheit) hat unverzüglich eine Mitteilung an die Obdachlosenbehörde zu 

erfolgen. 

(5) Die eingewiesenen Personen haben für die Unterbringung ihres Mobiliars selbst zu sorgen. 

Sie können die ihnen zur Verfügung gestellte Unterkunft nicht mit der Begründung als 

unzureichend bezeichnen, dass dort nicht alle ihre Möbel abgestellt werden können. 

(6) Hausrat und sonstige Gegenstände, die in den zugewiesenen Räumen (einschließlich 

Kellerräume) nicht untergebracht werden können, dürfen in anderen Räumen und im Hof der 

städtischen Obdachlosenunterkünfte nicht abgestellt werden. Dies gilt auch für Sperrmüll. 

(7) Die Einweisung kann jederzeit widerrufen werden. 
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(8) Räumt die obdachlose Person die Unterkunft nicht, obwohl gegen sie eine bestandskräftige 

oder vorläufig vollstreckbare Umsetzungsverfügung vorliegt, so kann die Zwangsräumung 

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen vollzogen werden. Dasselbe gilt für die 

Räumung der Unterkunft nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses durch schriftliche 

Verfügung. 

 

 

§ 5 Benutzungsordnung 

Die Ordnung in den Obdachlosenunterkünften wird durch eine Benutzungsordnung geregelt, 

die der Magistrat erstellt. 

§ 6 Pflichten der eingewiesenen Personen 

(1) Eingewiesene Personen sind verpflichtet,  

a) die ihnen zugewiesene Obdachlosenunterkunft und die zum Allgemeingebrauch 

bereitgestellten Einrichtungen pfleglich zu behandeln, den Weisungen der Stadt Folge 

zu leisten und die Benutzungsordnung zu befolgen,  

b) die ihnen zugewiesenen Räume auf Aufforderung der Stadt herauszugeben, sofern eine 

anderweitige Unterkunft gesichert ist,  

c) selbst alles zu tun, um ihre Obdachlosigkeit zu beseitigen,  

d) beim Auszug die Räume in dem Zustand herauszugeben, in dem sie sich beim Bezug 

befunden haben und von dem eingebrachten Hausrat und sonstigen Gegenständen auf 

eigene Kosten frei zu machen.  

(2) Eingewiesene Personen sind nicht berechtigt:  

a) dritte Personen in die ihnen zugewiesenen Räume aufzunehmen,  

b) in den ihnen zugewiesenen Räumen oder an den sonstigen Einrichtungen auf dem 

Gelände ohne Genehmigung bauliche Veränderungen vorzunehmen, hiervon 

ausgenommen sind Schönheitsreparaturen,  

c) die Schlösser ohne Erlaubnis der Stadt auszuwechseln,  

d) in den ihnen zugewiesenen Räumen oder in den sonstigen Einrichtungen auf dem 

Gelände städtischen Obdachlosenunterkünfte ein gewerbliches Unternehmen zu 

betreiben.  

(3) Im Übrigen gilt die Benutzungsordnung (§ 5). 

§ 7 Entfernung aus der Unterkunft 

(1) Obdachlose Personen, die nach Aufhebung der Einweisungsverfügung eine ihnen zur 

Verfügung gestellte Unterkunft nicht verlassen oder eine ihnen angebotene Unterkunft nicht 

beziehen, können von der zuständigen Behörde aus der Obdachlosenunterkunft – auch unter 

Anwendung unmittelbaren Zwangs – entfernt werden. 
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(2) Das gleiche gilt für eingewiesene Personen, bei denen sich nach befristeter Überlassung 

einer Notunterkunft die Umstände, die zur Obdachlosigkeit führten, in der Weise geändert 

haben, dass sie über ausreichendes Einkommen oder Vermögen verfügen können und sich – 

ggf. mit Hilfe Dritter – in angemessener Weise um eine andere Unterkunft (Wohnung) bemühen 

können. 

(3) Übergebene Schlüssel, Zugangschips (§ 4) und andere Gegenstände müssen der 

Obdachlosenbehörde mit Auszug aus der Unterkunft zurückgegeben werden. 

 

 

§ 8 Haftung für Schäden 

(1) Die eingewiesenen Personen haften für alle Schäden, die in den überlassenen Räumen oder 

in einzeln oder gemeinschaftlich benutzten Einrichtungen durch eigene Handlungen oder 

Unterlassungen oder durch Gäste verursacht werden. Die Haftung Dritter wird hiervon nicht 

berührt. 

(2) Für Personen- und Sachschäden, die eingewiesenen Personen der Obdachlosenunterkunft, 

den in ihrer Gemeinschaft lebenden Personen oder ihren Gästen durch Dritte zugefügt werden, 

wird durch die Stadt Obertshausen keine Haftung übernommen. 

§ 9 Betreten der Unterkünfte 

Das Betreten der Obdachlosenunterkünfte ist den Bediensteten der Stadt Obertshausen sowie 

den von der Stadt Obertshausen beauftragten Dritten jederzeit gestattet. 

In der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr besteht diese Gestattung nur dann, wenn im Interesse 

der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung Feststellungen zu treffen sind, 

die zu anderen Zeiten nicht getroffen werden können. 

§ 10 Nutzungsgebühr 

(1) Für die Inanspruchnahme der von der Stadt Obertshausen zur Verfügung gestellten 

Obdachlosenunterkünfte ist eine Nutzungsgebühr zu zahlen. Die Gebühr in den 

Obdachlosenunterkünften wird durch eine Gebührenordnung geregelt, die der Magistrat 

erstellt. 

(2) Die Nutzungsgebühr wird monatlich erhoben und ist jeweils bis zum 3. eines Monats im 

Voraus an die Stadtkasse Obertshausen unter Angabe der Unterkunft oder an den 

Einziehungsberechtigten zu entrichten. 

(3) Bei der Erhebung von Teilbeträgen wird für jeden Tag der Inanspruchnahme ein Dreißigstel 

der Nutzungsgebühr berechnet. Vorübergehende Abwesenheit von der 

Obdachlosenunterkunft entbindet nicht von der Verpflichtung, die volle Nutzungsgebühr für 

den laufenden Monat zu entrichten. 
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(4) Rückständige Nutzungsgebühren unterliegen der Einziehung im 

Verwaltungszwangsverfahren nach dem Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz 

(HessVwVG) vom 12. Dezember 2008 (GVBl. 2009 I S. 2) in der jeweils gültigen Fassung. 

§ 11 Entgeltschuldner 

(1) Zahlungspflichtig sind die auf Grund einer Anordnung eingewiesenen Personen.  

(2) Mehrere gemeinsam in einer Unterkunft eingewiesene Personen haften 

gesamtschuldnerisch. 

 

 

 

§ 12 Unterkunftsrückgabe 

(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat der/die Benutzer/in die Unterkunft 

vollständig geräumt und sauber zurückzugeben. 

(2) Bei in der Liegenschaft verbliebenen Gegenständen wird unterstellt, dass das Eigentum an 

der Sache aufgegeben wurde und die Gegenstände auf Kosten des ehemaligen Nutzers 

entsorgt werden können. 

(3) Soweit bei Rückgabe der zugewiesenen Räumlichkeit nicht die Voraussetzungen nach (1) 

vorliegen und die Reinigung durch Dritte erfolgen muss, werden die Kosten hierfür in vollem 

Umfang in Rechnung gestellt und sofort fällig. Die Prüfung und Entscheidung über die 

Erforderlichkeit der Reinigung durch Dritte obliegt der Stadt. 

(4) Einrichtungen, mit denen der/die Benutzer/in die Unterkunft versehen hat, darf er/sie 

wegnehmen, muss dann aber den ursprünglichen Zustand wiederherstellen. Die Stadt kann die 

Ausübung des Wegnahmerechts durch Zahlung einer angemessenen Entschädigung 

abwenden, es sei denn, dass der/die Benutzer/in ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme 

hat. Die Stadt kann zurückgelassene Sachen auf Kosten des/der bisherigen 

Benutzers/Benutzerin räumen und in Verwahrung nehmen. Werden die in Verwahrung 

genommenen Sachen spätestens 3 Monate nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses 

nicht abgeholt, wird unwiderleglich vermutet, dass der/die Benutzer/in das Eigentum daran 

aufgegeben hat. Soweit die Sachen noch verwertbar sind, werden sie einem gemeinnützigen 

Zweck zugeführt; im Übrigen werden sie vernichtet. 

§ 13 Bußgeldandrohung / Zwangsmaßnahmen 

(1) Für vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser 

Satzung wird gemäß § 5 Abs. 2 HGO eine Geldbuße von 5,00 Euro bis 1.000,00 Euro angedroht, 

soweit nicht Bundes- oder Landesrecht bereits eine Strafe oder Geldbuße vorsehen. 
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(2) Das Bundesgesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung findet 

Anwendung; zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist der Magistrat. 

(3) Im Übrigen gelten hinsichtlich der Zwangsmittel die Bestimmungen des Hessischen 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes. 

(4) Auch können nach schriftlicher Androhung und nach Ablauf der gesetzten Frist die 

vorgeschriebenen Handlungen anstelle und auf Kosten des Verpflichteten durch die Stadt 

Obertshausen oder die von ihr Beauftragten zwangsweise vorgenommen werden 

(Ersatzvornahme). 

§14 Rechtsmittel 

Gegen Verfügungen aufgrund dieser Satzung stehen Betroffenen Rechtsmittel nach dem 

Verwaltungsrechtsweg zu. Durch die Einlegung eines Rechtsmittels wird die Verpflichtung zur 

einstweiligen Zahlung der Nutzungsentschädigung nicht aufgehoben. 

 

§ 15 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Errichtung und Unterhaltung von 

Obdachlosenunterkünften der Stadt Obertshausen vom 25.04.2002 außer Kraft.  

Obertshausen, den 06.12.2024 

 

Der Magistrat 

gez. Manuel Friedrich 

Bürgermeister 

 

Ausfertigungsvermerk: 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 

Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit 

maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

 

Obertshausen, den 06.12.2024 

 

Der Magistrat der 

Stadt Obertshausen 



Stadt Obertshausen 304 

Satzung über die Errichtung und Benutzung von 
Obdachlosenunterkünften in der Stadt Obertshausen 
(Obdachlosensatzung) 

 

 

Seite 7 von 7 

 

 

 

Manuel Friedrich 

Bürgermeister 
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